
Bundessozialgericht

- 2 RU 184/74 —

I m N a m e n d e s V o l k e e

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionskläger,

g e g e‘n

ooooooo O...»...wooo.Gßüaoooo...ooecuwoo-ouoowtooooouoou—o

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 2‘ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 25. Januar 1977

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Landessozialgerichts Baden—Württemberg vom 50. Mai

1974 aufgehoben.

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das Landessozialgericht zurückverwiesen.
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Die Friseuse Gerda H (H.) erlitt am 11. August 1970

einen Unfall auf der Fahrt von ihrem Wohnort nach Riedlin—

gen, wo sie — als Bewerberin um eine Fahrerlaubnis ("Führer-

schein") — an einem vom Deutschen Roten Kreuz (DRK) turnus—

mäßig angesetzten Lehrgang in "Sofortmaßnahmen am Unfallort"

teilnehmen wollte. H. war beim DRK weder beruflich noch ehren-

amtlich tätig.

Der Kläger ( Land Baden—Württemberg) ging davon aus, daß

Versicherungsschutz nach 5 559 Abs. 1 Nr. 8 der Reichs—

versicherungsordnung (RVG) bestanden und demnach ein Ar—

beitsunfall vorgelegen habe. Er bewilligte vorläufige

Fürsorge nach 5 1755 RVG, hielt jedoch die Beklagte (Bun—

desrepublik Deutschland) für den zuständigen Versicherungs—

träger. Diese verneinte dem Kläger gegenüber ihre Zustän—

digkeit; die Voraussetzungen eines entschädigungspflich—

tigen Arbeitsunfalls hielt sie ebenfalls für gegeben.

Der Kläger hat Klage auf Feststellung erhoben, daß die Be—

klagte der für die Entschädigung des Arbeitsunfalls der H.

vom 11. August 1970 zuständige Versicherungsträger sei.

Nach seiner Auffassung ergibt sich die Zuständigkeit der

Beklagten aus 5 655 Abs. 1 Nr. 4 RVG; zu den dort ange-
führten "verwandten Tätigkeitsgebieten" des DRK gehörten

auch Lehrgänge und Ausbildungsveranstaltungen, in denen

die nach 5 559 Abs. 1 Nr. 8 RVO versicherten Führerschein—

bewerber, ohne Mitglieder oder Angehörige des DRK zu sein,

ihrer gesetzlichen Verpflichtung zur Teilnahme an einem

Erst—Hilfe—Khrsus nachkämen.

Das Sozialgericht (SG) hat durch Urteil vom 17. März 1972

die Klage abgewiesen: Das DRK sei in Fällen der vorliegen—

den Art nur eines aus der Zahl von Unternehmen zur Hilfe bei

Unglücksfällen, für die nach 5 655 Abs. 2 Nr. 1 BVG das
Land — folglich hier der Kläger — Träger der Versicherung
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sei. Das Landeschialgericht (LSG) hat die Berufung des

Klägers durch Urteil vom 50. Mai 1974 zurückgewiesen und

zur Begründung ausgeführt: Zutreffend seien die Beteiligten

davon ausgegangen, daß die Verletzte H. nach @ 539 Abs. 1

Nr. 8 BVG gegen Arbeitsunfall versichert gewesen sei. @ 655

Abs. 1 Nr. 4 RVO begründe die Zuständigkeit der Beklagten

nur für Versicherte, die langfristig (zB Vorstände) oder

kurzfristig (zB Bereitschaftsdienst Leistende) für das

DRK tätig seien, nicht jedoch für diejenigen, die wie die

Verletzte ihrerseits die Dienste des DRK in Anspruch

nähmen. Diese Auffassung teile auch der Bundesminister für

Arbeit und Sozialordnung. Die Feststellungsklage sei dem—

nach abzuweisen. Eine Entscheidung darüber, wer anstelle

der Beklagten zuständig sei, verbinde sich mit diesem Ur—

teil nicht. Das LSG hat angedeutet, nach seiner Auffassung

sei auch bei Anwendung des 5 655 Abs. 2 Nr. 1 BVD (Zustän—

digkeit des Landes für Unternehmen zur Hilfe bei Unglücks-

fällen) wie bei 5 655 Abs. 1 Nr. 4 RVO zu unterscheiden,

ob Personen für das Unternehmen tätig geworden seien oder

es für eigene Zwecke in Anspruch nehmen wollten. Ob sich die

Zuständigkeit des Landes in solchen Fällen aus % 655 Abs. 2

Nr. 1 EVO ergeben könnte oder ob möglicherweise Parallelen

zur Versicherung der Lebensretter (% 559 Abs. 1 Nr. 9 RVG)

bestünden, sei nicht zu entscheiden. Das LSG hat die Ver—

letzte nicht beigeladen.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision vertritt der Kläger

weiterhin die Auffassung, die Beklagte sei für die Ent—

schädigung zuständig.

Er beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und

festzustellen, daß die Beklagte der für

die Entschädigung zuständige Versiche—

rungsträger sei.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil im wesentlichen für zu—
treffend.

II

Der Senat hat ohne mündliche Verhandlung entschieden, da

die Beteiligten sich damit einverstanden erklärt haben

(@ 124 Abs„ 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—).

Die Revision des Klägers hat Erfolg.

Das angefochtene Urteil muß aufgehoben und der Rechts—

streit zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das

Berufungsgericht zurückverwiesen werden, weil die Ver—

letste H. nicht zu dem Verfahren beigeladen worden ist

{@ ?5 Abs. 2 Alternative 1 SGG).

Das Unterlassen einer notwendigen Beiladung nach 5 75

Abs. 2 Alternative 1 SGG ist bei einer zulässigen Revision

auch ohne Rüge eines Beteiligten — von Amts wegen - als

Verfahrensmangel zu beachten (Beschluß des erkennenden

Senats vom 12. März 1974 in SozR 1500 5 75 Nr. 1 unter
Aufgabe der abweichenden früheren Rechtsprechung). Die

Beiladung ist nach der angeführten Vorschrift notwendig,

wenn an dem streitigen Rechtsverhältnis Dritte derart be—

teiligt sind, daß die Entscheidung auch ihnen gegenüber

nur einheitlich ergehen kann. Diese Voraussetzung ist ge—

geben, wenn die in dem Rechtsstreit zu erwartende Entschei—

dung über das streitige Rechtsverhältnis zugleich in die

Rechtssphäre eines Dritten unmittelbar eingreift (vgl.

BSGE 11, 262, 265; 15, 127, 128; 17, 159, 145; Brackmann,

Handbuch der Sozialversicherung, 1.—8. Aufl., S, 254 w VI

mit weiteren Nachweisen). Die Entscheidung im anhängigen

Rechtsstreit darüber, welcher der beteiligten Versiche—

rungsträger letztlich der Verletzten gegenüber leistungs-
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pflichtig ist, greift unmittelbar in die Rechtssphäre der

Verletzten ein (so auch der 8. Senat des BSG im Urteil vom

28. Oktober 4976 — 8 RU 8/76 —).

Mit der Klage auf Feststellung des zuständigen Versicherungs-

trägers verfolgt der Kläger das Ziel, von der Leistung vor—

läufiger Fürsorge (@ 4755 EVO) freigestellt zu werden und die
endgültige Entschädigungspflicht der Beklagten gegenüber der

Verletzten H. verbindlich feststellen zu lassen. Die Ent—

scheidung darüber, welcher der beteiligten Versicherungsträger

zuständig ist, der Verletzten also Entschädigung für die
Folgen ihres Arbeitsunfalls zu leisten hat, kann im Verhältnis

der Versicherungsträger untereinander sowie auch der Ver—

letzten gegenüber nur einheitlich ergehen. Die Beiladung der

Verletzten ist somit im Sinne des 5 75 Abs. 2 Alternative 1

SGG notwendig.

Im Revisionsverfahren ist die Beiladung nicht zulässig
(5 168 SGG). Das auf dem Verfahrensfehler beruhende Ur—

teil des LSG muß daher aufgehoben und die Sache zur er-

neuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückver—

wiesen werden, damit die Beiladung nachgeholt werden kann.
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